Offentliche Sitzung
des Gemeinderats
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Herr Stadtrat Thomas Kaiser
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Herr Stadtrat David Sopp
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Frau Stadtratin Brigitte Weil3
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Frau Stadtratin Christa Kircher-BeiBwenger ab 16:25 Uhr.
Herr Stadtrat Thomas Krieg
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Frau Stadtratin Gertraude von Streit

SPD
Herr Stadtrat Dr. Uwe Beck bis 19:00 Uhr.
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Herr Stadtrat Tim-Luka Schwab



Frau Stadtratin Britta Wertner-Penteker
Herr Stadtrat Johannes Zengerle

Die Linke

Herr Stadtrat Dr. Andreas Benk

Herr Stadtrat Andreas Dionyssiotis

Herr Stadtrat Sebastian Fritz

Herr Stadtrat Alexander Relea-Linder
Frau Stadtratin Cynthia Schneider

Freie Wahler Frauen Schwabisch Gmind
Frau Stadtratin Dr. Dorothea Kosin

Frau Stadtratin Nadine Molinari

Frau Stadtratin Karin Rauscher

Frau Stadtratin Dr. Constance Schwarzkopf-
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Die Burgerliste Schwabisch Gmund
Frau Stadtratin Brigitte Abele

Herr Stadtrat Benedikt Disam ab 16:30 Uhr.
Herr Stadtrat Ullrich Lothar Dombrowski
Herr Stadtrat Alexander Hamler
FDP/FW

Herr Stadtrat Ludwig Majohr

Herr Stadtrat Dr. Peter Vatheuer
Ortsvorsteher/in

Herr Ortsvorsteher Klaus-Peter Funk
Herr Ortsvorsteher Johannes Weil3

Herr Ortsvorsteher Gerd Zischka
Verwaltung

Herr René Bantel

Herr Alexander Groll

Herr Gerhard Hackner

Herr Gerd Hagele

Herr Markus Herrmann

Frau Christine HUttmann

Herr Dr. Niklas Konzen

Herr Jirgen Musch

Herr Helmut Ott

Frau Jessica Lauren Passler

Frau Franka Zanek

Schriftfthrer

Herr Alexander Trautmann

Abwesend:

CcDbuU Herr Stadtrat Alessandro Lieb

Frau Stadtratin Elena Risel
SPD
Frau Stadtratin Sigrid Heusel
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Oberbirgermeister Arnold begri3t die Mitglieder, die Presse und die Gaste recht herzlich zur

offentlichen Sitzung.

Er stellt die Beschlussfahigkeit und die ordnungsgemafe Ladung fest.

Es liegen keine Anmerkungen zur Tagesordnung vor.
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Anderung der Hauptsatzung

hier: Klima-, Energie- und Bauausschuss
Vorlage: 190/2022

Protokoll:

Ohne Aussprache.

Abstimmungsergebnis:

Mehrheitlich (4 Gegenstimmen) fassen die Mitglieder nachstehenden

Beschluss:

1. Der Gemeinderat beschlieBt die in Anlage 1 beigefuigte Satzung zur Ande-
rung der Hauptsatzung mit der Anderung, dass die Bezeichnung des ,Klima-,
Energie- und Bauausschusses” durchgehend durch , Klima-, Umwelt-, Ener-
gie- und Bauausschusses” ersetzt wird.

2. Der bisherige Bau- und Umweltausschuss Ubernimmt die Aufgaben des Kli-
ma-, Umwelt-, Energie- und Bauausschusses.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt: 10
nachrichtlich an Amt:

Zukunftsfdhige Innenstdadte und Zentren - Bericht liber den aktuellen Stand
und liber das weitere Vorgehen

Protokoll:

Herr Groll, Frau Passler, Frau Zanek, Herr Herrmann, Frau Hattmann, Herr Bouillon
und Frau Klaus/HGV stellen anhand der beiliegenden Prasentation den aktuellen
Stand und das weitere Vorgehen zum Foérderprogramm ,, Zukunftsfahige Innenstadte
und Zentren" vor.

Herr Dr. Morawitz/HGV betont, dass der Innenstadthandel momentan, unter ande-

rem aufgrund von Inflation, Kaufzurtickhaltung und Energiekrise, leidet. Das Forder-
programm sei eine gute Moglichkeit die vier Handlungsfelder innovative Mobilitat,
Digitalisierung, nachhaltiges Leerstandsmanagement und griine Aufenthaltsqualitat
»Hand in Hand” umzusetzen und eine gute und nachhaltige Wirkung zu erzielen.



Stadtrat Barth/CDU betont in Funktion als Vorsitzender von Pro Gmind, dass es
wichtig sei, die MaBBnahmen so umzusetzen, dass sie nachhaltige Wirkung erzielen.

Stadtrat Kaiser/CDU fragt, inwiefern die digitalen Angebote zum Beispiel fur Seh-
oder Horgeschadigte , barrierefrei” seien. Darlber hinaus mochte er wissen, warum
die LKWs in der Lorcher StraBe auf der StraBe laden und nicht in der dafir vorgese-
henen Ladezone.

Herr Hermann antwortet, dass die Barrierefreiheit von digitalen Angeboten ein wich-
tiger Aspekt sei und dass man diese entsprechend umsetzen werden. Das sei mittler-
weile ein Standard.

Stadtrat Fritz/Die Linke fUhrt aus, dass es wichtig sei das Thema positiv zu belegen
und das Férderprogramm als Chance zu sehen. Er mochte wissen, ob man auch da-
ran denkt, PKWs in speziellen Bereichen auszuschlieBen, ob Projekte zu Logistik-Hubs
angedacht seien und ob es Moglichkeiten gebe eine Kleinkunstbihne aufzubauen
und zu bespielen. Aus seiner Sicht gehdére die Lorcher StraBBe nicht zum Kernstadtbe-
reich. Die Férdergelder sollen lieber in der Kernstadt eingesetzt werden.

Oberbirgermeister Arnold antwortet, dass die Lorcher StraBe noch Lucken im Hin-
blick auf die griine Urbanitat habe. Diese musse deshalb mitbetrachtet werden.

Herr Dr. MorawitzZHGV antwortet, dass Uberlegungen zu Lastenradern und alternati-
ven Logistikmdglichkeiten fir die Kernstadt angestellt und mitberlcksichtigt werden.
Das Thema PKW freie Zonen misse gemeinsam mit den Handlern und Gastronomen
besprochen werden.

Stadtrat Prei3/CDU merkt an, dass man sich in einem ,Marathon” befinde. Es gebe
viele Handlungsfelder mit denen man sich beschaftigen musse. Es gelte in der Peri-
pherie um die Innenstadt mehr Parkplatze durch Parkhauser zu schaffen.

Herr Dr. Morawitz/HGV erldutert, dass es in die Innenstadt mehrere Einfallschneisen
gebe. Diese seien der Kalte Markt, der Marktplatz, die Bocksgasse und die Ledergas-
se. Diese Hauptverkehrswege gelte es zu starken.

Stadtratin Rauscher/Freie Wahler Frauen lobt die Prasentation zu diesem umfangrei-
chen Thema. Sie mochte wissen, wann genau die Zusage fur das Férderprogramm
gekommen sei und ob die Schmiedgassen in das Programm einbezogen seien. Dar-
Uber hinaus fragt sie nach dem aktuellen Stand beim Europan-Wettbewerb fur das
. Westliche Stadttor”. Sie betont, dass die Einbeziehung der Kultur und der Klein-
kunst wichtig sei.

Frau Passler antwortet, dass der Zuwendungsbescheid am 06.10.2022 eingegangen
sei.

BUrgermeister Mihm antwortet, dass momentan ein stadtebaulicher Rahmenplan fir
das , Westliche Stadttor” erarbeitet wird. Dieser werde den stadtischen Gremien im
Frihjahr 2023 prasentiert.
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Stadtrat Ihlenfeld/CDU erldutert, dass aus seiner Sicht in den vergangenen zwei bis
drei Jahren schon viel fur die Handler getan wurde, um sie beim Digitalisierungspro-
zess zu begleiten. Problematisch sei aus seiner Sicht vor allem die konkrete Umset-
zung von Digitalisierungsprojekten bei den Handlern und Gastronomen. Er vermisse
bisher bezahlte digitale Werbung um die Kampagne ,Zukunftsfahige Innenstadte
und Zentren” bekannt zu machen.

Frau Klaus/HGV betont, dass man versuche, die Hemmschwelle bei den Einzelhdand-
lern herunterzuschrauben. Man kénne mittlerweile immer mehr Handler fur Digitali-
sierungsprojekte motivieren.

Herr Hermann fdhrt aus, dass den Verwaltungen durch ein Gerichtsurteil aus dem
Sommer 2022 die Hande im Hinblick auf bezahlte Werbung stark gebunden seien.

Stadtrat Dr. Vatheuer/FDP/FW erkundigt sich nach dem genauen Vorgehen bei der
Frequenzmessung.

Herr Groll antwortet, dass die Frequenzmessung in der Innenstadt flachendeckend
eingesetzt werde.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt:
nachrichtlich an Amt: 10.4, 11, 13, 67

Lebenswerte Innenstadt: Das Herz von Schwabisch Gmiind/Bausteine einer
intakten Altstadt

Vorlage: 222/2022

Protokoll:

Ohne Aussprache.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig fassen die Mitglieder nachstehenden
Beschluss:

Das stadtebauliche Konzept ,,Das Herz von Schwabisch Gmind Bausteine einer intak-
ten Altstadt” vom 22.11.2022 (gemalB3 Anlage 1) wird beschlossen.

Die Verwaltung wird beauftragt, die zur Umsetzung des stadtebaulichen Konzepts
notwendigen Schritte einzuleiten.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt: 60
nachrichtlich an Amt:
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Festival Europaische Kirchenmusik

- Abschlussbericht zum Festival 2022
- Planansatz fiir das Festival 2024
Vorlage: 194/2022

Protokoll:

Ohne Aussprache.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig fassen die Mitglieder nachstehenden
Beschluss:
FUr das Festival Europaische Kirchenmusik werden im Haushalt 2024 Mittel ftr Auf-

wendungen in Hhe von 400.000 € (ohne Personalaufwendungen) veranschlagt.
Diesen stehen geplante Ertrage in Hohe von 295.000 € gegeniber.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt: 41
nachrichtlich an Amt:

Erweiterung Kinderhaus ,Emerland” in StraBdorf um zwei Naturgruppen zur
Schaffung eines zusatzlichen Betreuungsangebotes fiir Kinder ab drei Jahren
und Genehmigung einer auBerplanmaBigen Auszahlung

Vorlage: 220/2022

Protokoll:

Ohne Aussprache.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig fassen die Mitglieder nachstehenden
Beschluss:

1. Die fur den Stadtteil StraBdorf benétigten U3 Platze werden durch die
Erweiterung ,Kinderhaus Emerland”, AlemannenstraBBe 69, um zwei Natur-
gruppen geschaffen. Der Erweiterung mit einem voraussichtlichen Investiti-
onsvolumen von 700.000 € wird zugestimmt.

2. Zur Umsetzung der MaBnahme wird fir das Haushaltsjahr 2023 eine auBer-
planmaBige Auszahlung in Hohe von 550.000 € fur die Baukosten bei der In-
vestitionsnummer 3650H58003 und in Hohe von 50.000 € fir die Erstaus-
stattung bei der Investitionsnummer 3650E58003 genehmigt. Im nachsten
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Doppelhaushalt 2024/2025 werden zum Abschluss und zur Abrechnung der
MaBnahme 100.000 € fir das Jahr 2024 etatisiert.

3. Der Gemeinderat bewilligt die fur den Betrieb der Naturgruppen erforderli-
chen zusatzlichen Personalstellen.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt: 40, 65
nachrichtlich an Amt:

Umbenennung der Franz-Konrad-StraBBe
hier: Antrag der SPD-Fraktion und der Fraktion "Die Linke"
Vorlage: 214/2022

Protokoll:

Stadtrat Dr. Beck/SPD verliest die historische Darlegung zu Franz Konrad von Stadtrat
Schwab/SPD: Der 03.11.1934 als Beginn der Amtszeit als Oberblrgermeister und der
17.05.1957 als Todestag kurz nach der Niederlegung des Oberbirgermeisteramtes
markieren das Wirken von Franz Konrad in Schwabisch Gmind. Zwischen diesen
beiden Daten seien auch in Schwabisch Gmnd zahlreiche Verbrechen durch Natio-
nalsozialisten veribt worden. All diese Verbrechen hingen untrennbar mit dem Na-
men Franz Konrad zusammen. Es gebe keine Belege dafir, dass sich Franz Konrad
gegen diese Verbrechen eingesetzt habe. Stattdessen habe Franz Konrad die militari-
schen Bemhungen der SS und der NS-Regierung in erheblichem Umfang unter-
stltzt. Man musse wissen, dass es in der professionellen Geschichtswissenschaft
langst Forschungskonsens sei, dass die Wirtschaftspolitik der Nationalsozialisten von
Beginn an auf Krieg ausgerichtet gewesen sei. Vor diesem Hintergrund musse auch
die, vermeintlich sehr erfolgreiche, Wirtschaftspolitik von Franz Konrad in Schwabisch
GmUnd gesehen werden. Exemplarisch nennt er die Firma Zapp & Co. als Spezialfab-
rik fUr Herrenmantel, also Wehrmachtsuniformen, die Firma Schenk, die Aluminium-
teile fur Militarflugzeuge produzierte sowie die Ansiedlung der ZF. Er zitiert hierzu Dr.
Frederik Bacher: ,Uber 90 % der in Deutschland gebauten Panzergetriebe kamen
wahrend des zweiten Weltkriegs aus ZF Werken." Diese Beispiele seien typisch fir die
NS-Wirtschaftspolitik. Franz Konrad half der NS-Regierung nicht nur durch Ansied-
lung von RUstungsindustrie, sondern ging auch bereits im September 1939 zur
Kriegsmarine, wo er bis zum Januar 1943 bei der zweiten Ersatzmarine in der Artille-
rieabteilung war. In dieser Ersatzabteilung seien hauptsachlich Soldaten fur die Front
ausgebildet worden, was Franz Konrad durch seinen persénlichen Einsatz seit Beginn
des zweiten Weltkrieges unterstitzt habe. Dies sei fir die damalige Zeit durchaus
ungewohnlich far einen Oberbirgermeister. AbschlieBend musse die Frage beant-
wortet werden, ob Franz Konrad durch besondere Leistungen, Schuldeingestéandnisse
oder Versuche der Wiedergutmachung eine StraBenbenennung verdiene. Franz Kon-
rad habe sich nie fur seine Verstrickungen im Nationalsozialismus entschuldigt. Viel-
mehr habe er versucht, Vergessen zu stiften. Stadtrat Dr. Beck wirft noch einen Blick
auf Franz Konrads erste demokratisch legitimierte Amtszeit von September 1954 bis
Mai 1957. Franz Konrad sei schon altersschwach und krank gewesen, als er die
Amtszeit antrat. Dementsprechend wenig handlungsfahig sei er gewesen. Viele Zeit-
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genossen, die ihn in seiner Kandidatur unterstitzten, sahen sich nach der Niederle-
gung seines Amtes getauscht und seien aufgrund seiner Amtsleistungen enttauscht
gewesen. Trotzdem benannte der Gemeinderat am 07.03.1963 die StraBBe von der
. Wetzgauer StraBe” in die , Franz-Konrad-Stra3e” um. Die vorgenannten histori-
schen Fakten und Argumente seien fiir die Fraktion die ausschlaggebenden Grinde,
die Umbenennung der StraBBe zu fordern.

Stadtrat Dr. Beck/SPD fuhrt Steven Spielbergs , Schindlers Liste” an. Dort wirden
zum Schluss vier Worte eingeblendet werden: , Geschichte ist ein Prolog.” Ohne ei-
nen Prolog kame nichts. Das hieBe, der Schlissel zum Weitermachen und zum Ver-
stehen sei im Anfang begrtindet. Das bedeute fir den vorliegenden Fall, dass Ge-
schichte nicht abschlieBe, sondern zum Weiterforschen, -fragen, und -denken einlade
und Zukunft eréffne. Nicht nur die Zukunft wirde Veranderung mit sich bringen,
sondern auch Vergangenheit andere sich. Deshalb sei Geschichte ein Prolog. Aus
diesem Verstandnis heraus verstehe sich der Antrag der SPD-Fraktion und der Frakti-
on Die Linke. Man stelle sich der Geschichte. Man tbernehme Verantwortung und sei
bereit Entscheidungen zu korrigieren. Franz Konrad sei kein Morder gewesen. Aber
er sei ein wichtiger Teil im mérderischen System der Nationalsozialisten gewesen. Er
sei ein Uberzeugter Nationalsozialist und Mitglied der SA gewesen. Er habe sich auch
nach dem Krieg nicht seiner Vergangenheit als Nazi-Oberblrgermeister gestellt. Die
Situation von 1963, als Franz Konrad mit der StraBenumbenennung geehrt wurde,
habe sich verandert. Damals habe im Gemeinderat keine Debatte Uber ihn und seine
Vergangenheit stattgefunden. Das sei keine Kritik an den Vorgangern im Gemeinde-
rat. Man musse diese Debatte aber nachholen. Stadtrat Dr. Beck betont, dass man
eine Erinnerungskultur habe. Er flihrt weiter aus, dass Franz Konrad dafur verant-
wortlich gewesen sei, dass Schwabisch Gmind nach einer Zeit judenfrei war. Der
Fraktion gehe es im Kern der Sache darum, ob man als Birgerinnen und Birger von
Schwabisch Gmind in einer Stadt leben wolle, in der ein Nazi-Oberburgermeister
weiterhin mit einem StraBennahmen geehrt werde.

Im Weiteren geht Stadtrat Dr. Beck auf die Gegenargumente der Umbenennung und
deren Relevanz ein.

1. Franz Konrad wurde nach dem Krieg demokratisch gewahlt.

Das sei richtig. Ein Mensch werde aber durch eine demokratische Wahl nicht zum
Demokraten. Das gelte auch fir Franz Konrad.

2. Franz Konrad habe viel fiir die Stadt getan, vor allem hinsichtlich neuer Arbeits-
platze.

Es sei hier vor allem um die RUstungsindustrie gegangen. Stadtrat Dr. Beck zitiert
einen Hinweis aus der Gemeinderatssitzung von 1944: , Oberbilrgermeister Franz
Konrad erinnert daran, dass die RUstungsindustriestandorte Friedrichshafen und Heil-
bronn bereits der Bomben der Alliilerten zum Opfer fielen. Der gleiche Schicksaal dro-
he wohl auch Schwabisch Gmnd.” Er fahrt weiter aus, dass Franz Konrad fast tag-
lich damit rechnete, dass Schwabisch Gmund in Schutt und Asche zerlegt werden
kénnte. Wenn Schwabisch Gmind zerbombt worden ware, wirde man heute ganz
anders Uber Franz Konrad und seine Industriepolitik fur die Stadt reden.

3. Die Umbenennung kostet viel Geld und Mihe fir die Stadt und die Anwohner der
StraBe.

Stadtrat Dr. Beck sagt, dass dies zutreffe. Diese Last sei aber gesamtstadtisch zu
schultern. Man nehme auch die Entscheidung des Ortschaftsrates nicht auf die leich-
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te Schulter, auch wenn die SPD Fraktion zu einem anderen Ergebnis komme.

4. Erinnerungskultur darf nicht individualisiert und personalisiert werden.

Stadtrat Dr. Beck fuhrt an, dass es Erinnerungskultur fur uns alle nicht zum Nulltarif
gebe. Erinnerungskultur koste Aufwand und braucht Engagement.

5. Die Umbenennung des Hindenburgplatzes wurde vom Gemeinderat auch abge-
lehnt.

Stadtrat Dr. Beck fuhrt aus, dass es viele HindenburgstraBen und —pldtze gebe. Franz
Konrad habe man in Schwabisch GmUnd aber exklusiv. Deshalb sei hier eine Einzel-
fallentscheidung maoglich und sinnvoll. Stadtrat Dr. Beck fuhrt weiter aus, dass man in
Schwabisch Gmind keine , Franz-Konrad-StraBe” brauche um Franz Konrad histo-
risch aufzuarbeiten und zu bewerten.

6. Eine Stele an der ,,Franz-Konrad-StraBBe” erinnert heute an die historischen Daten
und Debatten.

Stadtrat Dr. Beck sagt, dass sei auch gut so. Man habe nichts gegen eine Stele, die
historische Dinge erkldre; im Gegenteil. Stadtrat Dr. Beck gibt noch einen Hinweis zur
Umfrage der CDU-Gemeinderatsfraktion unter den Anwohner der ,Franz-Konrad-
StraBe”. Das Ergebnis sei eindeutig und so auch zu erwarten gewesen. Er habe aber
Zweifel an der Methodik dieser Umfrage. Er fragt, ob diese Umfrage nicht auf den
ganzen Ortsteil Rehnenhof/Wetzgau oder gar die ganze Stadt Schwabisch Gmind
ausgedehnt werden musste.

7. Man musse das Handeln von Personen aus der Zeit aus dem historischen Kontext
verstehen.

Stadtrat Dr. Beck fuhrt aus, dass das richtig sei und dass man genau das mit diesem
Antrag tue. Die Entscheidung des Gemeinderats von 1963 verstiinde man aus dieser
Zeit. Bei Judenmord und anderen rassistischen Exzessen gebe es allerdings nichts aus
der Zeit zu verstehen. Das sei immer ein Vergehen gegen die Menschlichkeit gewe-
sen. Weiter erldutert er, dass die Fraktion als Demokraten jede Entscheidung akzep-
tierte. Sollte sich der Gemeinderat heute nicht fur eine Umbenennung der , Franz-
Konrad-StraBe” aussprechen, sei die Debatte nicht zu Ende. Stadtrat Dr. Beck schlieBt
mit den Worten, dass die Geschichte unserer Stadt mit Franz Konrad ein Prolog sei.

Stadtrat Relea-Linder/Die Linke flihrt an, dass Franz Konrad ein fihrendes Mitglied
der NSDAP und ein stolzes Mitglied in der paramilitarischen Kampforganisation von
Adolf Hitler gewesen sei. Es sei historisch belegt, dass Franz Konrad zu den Nirnber-
ger Gesetzen, zur Deportation und Ermordung von Juden, zur Ermordung von Behin-
derten, der Misshandlung von Homosexuellen sowie der Verfolgung politischer Geg-
ner geschwiegen habe. Er sei in die Struktur des Nationalsozialismus eingebunden
und ein Beflrworter des rassistischen Konzepts der Volksgemeinschaft gewesen.
Stadtrat Relea-Linder zitiert aus zwei Gemeinderatsprotokollen: Aus einem Gemein-
deratsprotokoll von 1937 zitiert er Franz Konrad: ,Am 30.01.1933 wurde das Seh-
nen der Besten unseres Volkes nach einem groBen, einigen, kraftvollen deutschen
Reich nach mehr als 1000 Jahren erfullt. Wir gehen Uber die Schwelle des vierten
Jahres, in der festen Zuversicht, dass uns unser Fihrer zu neuen Erfolgen fihren wird.
Diese schweren Zeiten sind nur zu Uberwinden, wenn das ganze Volk sich zu einer
solidarischen Grundhaltung bekennt. Diese gewaltigen Fortschritte verpflichten uns
zu unbrichlicher Treue gegeniber dem Flhrer.” Aus einem Gemeinderatsprotokoll
von 1944 zitiert er Franz Konrad: ,, Wir wollen fanatisch den Sieg Deutschlands.” In
Bezug auf diese Zitate solle ihm noch einer erklaren, dass man hier nicht von einem
Uberzeugten Nationalsozialisten spreche. So eine Person gelte es nicht mit einem
StraBBennamen zu ehren.
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Im Weiteren geht Stadtrat Relea-Linder auf die Gegenargumente der Umbenennung
ein.

1. Burgerinnen und Bdrger.

Der Gemeinderat sei politisch gewahlt und habe eine Verantwortung. Man musse
dann im Nachgang der Entscheidung darUber sprechen, wer die Verwaltungskosten
trage.

2. Erinnerungskultur.

Die Erinnerungskultur sei in der Stele mit Text und Bild inkludiert. Er sehe einen Stra-
Bennamen eher als eine Ehrung und nicht als Erinnerungskultur.

3. Der Gemeinderat von 1963, der dafir gestimmt hat, den StraBennamen umzube-
nennen.

Stadtrat Relea-Linder zitiert hierzu Professor Hans-Ulrich Kramer: ,, Die Debatten um
StraBenumbenennungen sind ein sichtbarer Prozess einer permanenten Neuverhand-
lung der Erinnerungskultur.” Weiter zitiert er Professor Rainer Péppinghege: , Stra-
Benbenennungen stellen immer Ehrungen dar und sind keine Mahnmale. StraB3en-
namen sind kein Spiegel der Geschichte. Sie werden von denjenigen Bevolkerungs-
gruppen ausgewahlt, die fir einen bestimmten Zeitraum das Deutungs- und Mei-
nungsmonopol besitzen.” Stadtrat Relea-Linder fihrt aus, dass man bei Betrachtung
des GroBen und Ganzen im Jahr 2022 neue Erkenntnisse habe, die der Gemeinderat
im Jahr 1963 noch nicht gehabt habe.

Stadtrat Baumhauer/CDU fuhrt ein, dass Geschichte zwar ein Prolog sei, aber nie
vergehe. Nach 2015 entscheide man heute nochmal tber die mégliche Umbenen-
nung der Franz-Konrad-StraBe. Stadtrat Baumhauer sagt, dass Franz Konrad kein
personliches Verbrechen nachgewiesen werden konnte. Franz Konrad sei einer von
vielen gewesen. Franz Konrad habe sich sehr fir die Stadt eingesetzt. Entscheidend
sei, dass Franz Konrad gewahlter Oberburgermeister unserer Stadt gewesen sei. Die
Benennung der StraBBe sei durch einen frei gewahlten Gemeinderat im Jahr 1963
erfolgt. Alle Gemeinderate haben 1963 mitgestimmt. Bereits im Jahr 2015 habe man
weitere Forschungen zu Franz Konrad in Auftrag gegeben. Auch diese hatten keine
Argumente flr eine zwingende Umbenennung geliefert. Das Ergebnis der Untersu-
chungen sei gewesen, dass die Ambivalenz noch starker geworden sei. Nach derzei-
tigem Kenntnisstand habe Franz Konrad die verbrecherischen Aktionen des NS-
Regimes nicht vorangetrieben. Stadtrat Baumhauer fiihrt weiter aus, dass man auch
heute keinen speziellen Grund zur Umbenennung sehe. Aus Sicht seiner Fraktion
biete die Prasenz des Namens Franz Konrad die Moglichkeit aufzuklaren. Dartber
hinaus sei es so, dass eine Adressanderung erhebliche Umstande fir Gber 300 Blrger
zur Folge hatte. Der Ortschaftsrat Rehnenhof/Wetzgau als gewahlte Vertreter der
Burgerschaft sei das Stimmungsbild der Birger. Ein handfester Grund zur Umbenen-
nung der StraBe sei nicht gefunden worden. Die Entscheidung der Vorganger solle
respektiert werden.

Stadtrat Baum/Biindnis90/Die Griinen zitiert aus einem Papier von Dr. Konzen: ,Die
Benennung einer StraBBe nach einer Person stellt eine hohe Ehrung dar. Zugleich de-
monstriert eine Stadt, wen sie fur ehrungswirdig halt.” Eine Umbenennung sei eine
schwierige Frage. 1963 sei der Beschluss zur Ehrung der Verwaltungsmannes Franz
Konrad gefallen. Dieser sei aber abgekoppelt von der Geschichte des Nationalsozia-
lismus gewesen. Stadtrat Baum sagt, dass er nicht glaube, dass sich ein Gemeinderat
heute noch fur die Umbenennung in Franz-Konrad-StraBe entscheiden wirde. Denn
Franz Konrad sei ein Mitlaufer, Nationalsozialist und in der SA gewesen. Die Stelen an
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der Franz-Konrad-StraBBe und an der Richard-Bullinger-Stral3e seien ein Verdienst von
2015 gewesen. Aus seiner Sicht ldgen alle historischen Argumente fiir eine Umbe-
nennung vor. DarUber hinaus sei es so, dass man dem Gemeinderat von 1963 kein
Unrecht tue, indem man sich zu Besserwissern mache. Die damaligen Stadtrate ha-
ben nur das Positive sehen wollen. Aus seiner Sicht sei der mit der Umbenennung
verbundene Aufwand angemessen. Die Last wirde den Betroffenen zwar zunachst
einseitig auflasten, die Entscheidung betreffe aber die ganze Stadtgesellschaft. Au-
Berdem gebe es ein gleiches Beispiel in Tibingen mit Adolf Scheef. Die nach ihm
benannte StraBBe sei 2017 umbenannt worden. Es sei so, dass man moglicherweise
eine Umbenennungswelle ausldse. Dies sei aber eine Welle der verstarkten Aufarbei-
tung. Geschichte musse benannt werden, um fir die Zukunft zu lernen. Bei einer
maoglichen Umbenennung der Franz-Konrad-StraBe solle die Stele nicht entfernt, aber
angepasst werden. Stadtrat Baum betont, dass es fur Umbenennungen ein histori-
sches Fenster gebe. Dieses Fenster wirde sich irgendwann schlieBen. Es sei heute
eine historische Mdglichkeit.

Stadtratin Rauscher/Freie Wahler Frauen fihrt aus, dass der Prozess auBBerordentlich
wichtig sei. Im Fazit der Ausfiihrungen des Stadtarchivs werde Franz Konrad als eine
ambivalente Figur beschrieben. Er habe mit der Rustungsindustrie zusammengearbei-
tet, sie angesiedelt und damit den Regierungen zugearbeitet. Stadtratin Rauscher
wardigt die Aufarbeitung und Erinnerungskultur seit 2015. Die Stele sei ein Zeugnis
gegen das Vergessen. Die Fraktion der Freien Wahler Frauen wolle auch die Anwoh-
ner in Betracht ziehen. Der Anderungsaufwand bei einer Umbenennung sei enorm.
Sie betont, dass das Votum des Ortschaftsrates eindeutig sei und die Fraktion sich
diesem Votum anschlieBen werde.

Stadtrat Dombrowski/Die Burgerliste fiihrt ein, dass es sich um ein sehr heikles Thema
der Stadtgeschichte handle, das sehr sorgfaltig aufgearbeitet worden sei. In einem
Punkt der Ausfiihrungen von Stadtrat Dr. Beck (,,Franz Konrad hatte damals ohne
weiteres die Stelle als Oberblrgermeister aufgeben kénnen.”) kénne er nicht folgen.
Das sei eine Auffassung, die aus einem gesicherten demokratischen rechtsstaatlichen
Denken herkomme, die aber die damalige Situation in der NS-Zeit ausblende. Eine
derartige Haltung eines Ricktritts von einem Oberbirgermeisterposten ware damals
mit einer wirtschaftlichen existenziellen Vernichtung beantwortet worden. Vor die-
sem Hintergrund solle man mit einer derartigen Argumentation vorsichtig sein. Die
aktuelle Quellenlage sei dem Gemeinderat 1963 nicht zur Verfigung gestanden.
Weiter fuhrt Stadtrat Dombrowski aus, dass aber ein GroBteil des Gemeinderats von
1963 Franz Konrad noch persoénlich gekannt habe. Er halte die Umbenennung daher
far eine auBerordentlich schwierige Frage. Es sei letzten Endes keine Frage, dass
Franz Konrad eine negative Gestalt der Schwabisch Gminder Verwaltung war. Es
stelle sich aber auch die Frage, wie man die Schwabisch Gmunder Geschichte erkla-
ren wolle. Die Auseinandersetzung, die Gber Franz Konrad stattfand, habe sicherlich
dazu beigetragen, die Geschichte von Schwabisch Gmind und des Gemeinderats in
der Nazi-Zeit in der Offentlichkeit darzustellen und die Hintergriinde deutlich zu ma-
chen. Andererseits konne ein Loschen des Namens nicht als Aufarbeitung des ge-
schichtlichen Bewusstseins gesehen werden, sondern lediglich als ein negieren der
eigenen Geschichte. Deshalb solle der Name Franz Konrad als StraBenname beibehal-
ten werden.
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Stadtrat Dr. Vatheuer/FDP/FW stellt dar, dass man historischen Personen nicht ge-
recht werde, wenn man sie an heutigen MafBstaben und Wertvorstellungen messe.
Man musse Franz Konrad in seinem historischen Kontext sehen. Entscheidend sei,
ober er personliche Schuld auf sich geladen habe. Das habe Franz Konrad nach Mei-
nung von Stadtrat Dr. Vatheuer nicht. Man misse auBBerdem sehen, dass Franz Kon-
rad ein Verwaltungsbeamter gewesen sei, der im damaligen wirtschaftlichen Not-
standsgebiet Schwabisch Gmind Industrie angesiedelt habe, was bis heute nachwir-
ke. Dies sei ein Verdienst, den man ihm anrechnen msse.

Stadtratin Abele/Die Birgerliste fihrt aus, dass Franz Konrad 1933 in die NSDAP ein-
getreten sei, 1941 Oberstirnbandfihrer der SA geworden sei und 1954 die Wahl
gegen Czisch gewonnen habe. Franz Konrad sei ein guter Verwaltungsbeamter im
Sinne des NS-Regimes gewesen. Wahrend der Amtszeit von Franz Konrad seien
ebenfalls StraBen umbenannt worden. Unter anderem sei die Judengasse zur Imhof-
straBe umbenannt worden. Franz Konrad habe zu seinem 70. Geburtstag vorge-
schlagen, die UferstraBBe nach ihm zu benennen. Franz Konrad habe nichts gegen die
Umbenennung der Klosterleschule gehabt. Stadtratin Abele fihrt aus, dass ihr Opa
nach dem Krieg internierte Nazis beaufsichtigt und deshalb seine Arbeit verloren ha-
be. Die Aufarbeitung der NS-Verbrechen habe erst 1967/1968 begonnen, weshalb
NazigréBen nach dem Krieg sofort wieder in Lohn und Brot gekommen seien. Stadt-
ratin Abele sagt, dass sich ihr Opa im Grab umdrehen wiirde, wenn sie gegen die
Umbenennung der Franz-Konrad-StraBe stimmen wirde. Die Kosten fur die Umbe-
nennung sollen Bund und Land Gbernehmen.

Stadtrat Prof. Dr. Benk/Die Linke fuhrt aus, dass es fur die Stellungnahmen der CDU-
Fraktion und FDP/FW scheinbar entscheidend sei, dass Franz Konrad ein Mitlaufer
gewesen sei und keine personliche Schuld habe. Die Holocaustforschung habe sich
aber weiterentwickelt. Franz Konrad sei Tater und nicht nur Mitlaufer gewesen. Franz
Konrad habe das verbrecherische Regime unterstitzt.

Ortsvorsteher Weil3 erlautert, dass es darauf ankomme, wie man mit der Geschichte
in der Zukunft umgehe. Man kénne die Geschichte durch eine Umbenennung weg-
wischen oder die Dinge entsprechend aufarbeiten. Er habe groBe Sorge, dass sich die
nachrliickenden Generationen nicht mehr damit beschaftigen. Die Lésung mit den
Stelen sei sehr zukunftsweisend. Ortsvorsteher Weil3 fuhrt weiter aus, dass man einen
Zeitzeugen, einen Gemeinderat von 1963, befragt habe, warum er fir die Umbenen-
nung gestimmt habe. Der Zeitzeuge habe berichtet, dass es zum einen notwendig
gewesen sei, da eine Wetzgauer Stral3e nach der Eingemeindung von Gro3deinbach
nach Schwabisch Gmind schon vorhanden war. Dartber hinaus sei es eine Ehrung
fr Franz Konrad gewesen, weil er fur die Griindung der Rehnenhofsiedlung verant-
wortlich gewesen sei. Ortsvorsteher Weif3 erlautert, dass im Ortschaftsrat Rehnen-
hof/Wetzgau eine sachliche Diskussion zur Umbenennung gefiihrt worden sei. Der
Ortschaftsrat habe sich mit 1 Ja-Stimme, 6 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung gegen
die Umbenennung ausgesprochen. AbschlieBend betont Ortsvorsteher WeiB3, dass die
Anwohner alle strikt gegen die Umbenennung seien. Und das nicht nur wegen der
Kosten, sondern weil man sich eine andere geschichtliche Aufarbeitung wiinsche,
wie die Geschichte wegzuwischen.

Stadtrat Schwab/SPD sagt, dass ihm ein zentraler Punkt aufgestoBen sei. Er wolle
dem Eindruck entgegentreten, dass die Geschichte durch die Umbenennung der
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StraBe aus dem kollektiven Erinnern geléscht und weggewischt werden solle. Das sei
schlichtweg falsch. Es gehe um eine StraBBenbenennung, die eine hohe Ehrung dar-
stelle und nicht um das Ausléschen der Geschichte. Man misse sich die Frage stellen,
ob man einem aktiven Tater diese Ehrung zukommen lassen wuirde. Eine solche Eh-
rung kdme fur Stadtrat Schwab nicht in Frage.

Abstimmungsergebnis:

Mit 19 Ja-Stimmen, 27 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen fassen die Mitglieder
nachstehenden

Beschluss:
Abgelehnt.
Auszug

zur weiteren Bearbeitung an Amt: 10
nachrichtlich an Amt:

Anderung der Satzung liber die 6ffentliche Abwasserbeseitigung (Abwasser-
satzung)

Vorlage: 193/2022

Protokoll:

Ohne Aussprache.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig fassen die Mitglieder nachstehenden
Beschluss:
Die Satzung zur Anderung der Satzung Uber die 6ffentliche Abwasserbeseitigung

(Abwassersatzung) wird gemal Anlage 2 beschlossen.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt: 20
nachrichtlich an Amt:
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Neufassung der Globalberechnung der Kanal- und Klarbeitrage

- Anderung der Satzung iiber die 6ffentliche Abwasserbeseitigung
(Abwassersatzung)

Vorlage: 221/2022

Protokoll:

Ohne Aussprache.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig fassen die Mitglieder nachstehenden
Beschluss:

I.  Es wird weiterhin ein einheitlicher Abwasserbeitrag fur die Stadt Schwabisch
GmUnd festgesetzt. Der Abwasserbeitrag wird wie bisher in Teilbeitragen (Kanal-
und Klarbeitrag) erhoben.

Il. Die dem Gemeinderat vorliegende Globalberechnung vom November 2022 wird
mit ihrem gesamten Inhalt beschlossen. Insbesondere werden folgende Ermes-
sens- und Prognoseentscheidungen getroffen:

1. Die Globalberechnung fiir den Kanal- und Klarbeitrag wird sowohl auf der
Flachenseite als auch auf der Kostenseite auf das Jahr 2032 ausgerichtet.

2. Die Stadt Schwabisch Gmind wahlt weiterhin als BeitragsmalBstab fur den
Bereich der Abwasserbeseitigung den MaBstab Nutzungsflache (Grund-
stlcksflache multipliziert mit dem Nutzungsfaktor) in der Ausgestaltung des
Satzungsmusters des Gemeindetags Baden-Wirttemberg.

3. Die Deckungsgleichheit zwischen den Klaranlagenkapazitaten und den, in
die Globalberechnung eingestellten Flachen, wie auf den Seiten 21 und 22

der Globalberechnung dargestellt, wird hiermit voll inhaltlich beschlossen.

Die derzeit angeschlossenen bzw. in Zukunft anschlieBbaren Grundstlcke
entsprechen der Flachenerhebung der Globalberechnung.

4. Die Kosten wurden nach dem Nominalwert ermittelt.

5. Auf der Kostenseite der Globalberechnung werden folgende Entscheidun-
gen getroffen:

a) Wie bisher werden die Zuleitungs- und Verbindungssammler sowie die
Regenbecken in der Globalberechnung dem Kanalbereich zugeordnet.

b) Die kinftigen Investitionskosten sowie die voraussichtlichen Herstellungs-
jahre werden wie dargestellt beschlossen.

) Fir die kiinftigen Investitionen wird unter Berlicksichtigung der tatsachli-
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chen Preisentwicklung fur diese Anlagenteile eine Preissteigerungsrate
von 3 %/Jahr zugrunde gelegt.

Die kinftigen Zuwendungen werden anhand der derzeit geltenden For-
derrichtlinien ermittelt. Demnach waren keine kinftigen Zuwendungen
in die Globalberechnung einzuarbeiten.

Der StraBenentwasserungsanteil fir die Entwasserungsanlagen im Misch-
system (Mischwasserkanale) wird unter Bezugnahme auf das VEDEWA-
Modell nach der kostenorientierten Berechnungsmethode auf 25 % der
maBgebenden Kosten festgelegt.

Der Gemeinderat hat sich dafur entschieden, den Satz fir die StraBen-
entwasserung von Kandlen auf Regenbecken und Sammler zu Ubertra-
gen und hierflr keine eigene Berechnung durchzufiihren. Von der ab-
flussmengenorientierten Berechnungsmethode wird fur die Regenbecken
und Zuleitungssammler kein Gebrauch gemacht.

Aus den Regenwasserkosten des Trennsystems werden 50 % als Stra-
Benentwasserungsanteil abgezogen.

Aus den Kosten der modifizierten Mischwasserkandle werden 30 % als
StraBenentwasserungsanteil abgezogen.

Der StraBenentwasserungsanteil an den Investitionskosten der Klaranla-
gen wird in Anlehnung an den von der Rechtsprechung akzeptierten Ab-
zug mit 5 % pauschaliert.

Der Teil der Grundstticksanschlisse im Bereich 6ffentlicher StraBen und
Platze wird in der Abwasserbeseitigung nicht in den Beitrag einbezogen.
Er soll laut bestehender und kiunftiger Satzungsregelung kein Teil der 6f-
fentlichen Abwasserbeseitigung sein.

Auf der Flachenseite der Globalberechnung werden folgende Entscheidun-
gen getroffen:

a)

Die Flachen werden getrennt nach Bebauungsplangebieten, unbeplan-
tem Innenbereich, AuBenbereich und zukinftigen Baugebieten erfasst.

b) Die Grundstlcksflachen werden pro Flachenblock unter Zugrundelegung

o)

der aktuellen ALKIS-Daten ermittelt.

Bei AuBenbereichsgrundstticken wird § 31 KAG berUcksichtigt und das
tatsachliche MaB3 der baulichen Nutzung zugrunde gelegt.

d) In Bebauungsplanbereichen wird das Mal3 der baulichen Nutzung den

Festsetzungen des Bebauungsplanes entnommen. Sofern im Einzelfall
dieses Uberschritten wird, ist das Uberhdéhte Maf einbezogen worden.
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e) Im unbeplanten Innenbereich wird bei bebauten Grundstiicken das tat-
sachliche Maf3 der baulichen Nutzung zugrunde gelegt; bei unbebauten
Grundstlcken das Uberwiegende MaB der baulichen Nutzung der nahe-
ren Umgebung.

f) Bei den kunftigen Baugebieten wird sowohl die Nettobaulandflache als
auch das MaB der baulichen Nutzung aus den Vorentwidirfen der Bebau-
ungsplane entwickelt bzw. nach dem Stand der Planung angenommen.
Der Flachenabzug fur StraBenflachen wird in diesen Gebieten pauschal
mit
17,5 % fur Wohn- und Mischgebiete und mit 20,0 % fur Gewerbegebie-
te angenommen.

7. Fur das offentliche Interesse werden 5 % des beitragsfahigen Aufwands in
Abzug gebracht.

8.  Fur den Gebuhrenfinanzierungsanteil werden ebenfalls 5 % des beitragsfa-
higen Aufwands in Abzug gebracht.

9. Die danach ermittelten Beitragsobergrenzen betragen fur den:
- offentlichen Abwasserkanal 4,98 € /m2 Nutzungsflache
- mechanischen und biologischen
Teil der Klaranlagen 1,38 € /m2 Nutzungsflache
lll. Der Abwasserbeitrag der Stadt Schwabisch Gmind wird in der Abwassersatzung
wie folgt festgesetzt:
Teilbeitrage fur den:

- offentlichen Abwasserkanal 4,95 € /m? Nutzungsflache

- mechanischen und biologischen
Teil der Klaranlagen 1,35 € /m2 Nutzungsflache

- weitere Teilbeitrage bleiben vorbehalten

IV. Die als Anlage 2 beigefuigte Satzung zur Anderung der Satzung tber die 6ffent-
liche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) wird beschlossen.

Die Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.
Auszug

zur weiteren Bearbeitung an Amt: 20
nachrichtlich an Amt:
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Neufassung der Satzung lber die Erhebung von ErschlieBungsbeitragen
(ErschlieBungsbeitragssatzung)

Vorlage: 186/2022

Protokoll:

Ohne Aussprache.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig fassen die Mitglieder nachstehenden
Beschluss:
Die Satzung Uber die Erhebung von ErschlieBungsbeitragen (ErschlieBungsbeitrags-

satzung) wird gemaR Anlage 2 beschlossen.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt: 20
nachrichtlich an Amt:

Anderung der Satzung liber die Erhebung von Parkgebiihren in Schwibisch
Gmiind

Vorlage: 133/2022/1

Protokoll:

Erster Blirgermeister Baron stellt die vorliegenden Anderungsantrége vor.

Stadtrat Miller/Bindnis90/Die Grinen fuhrt aus, dass die Wertigkeit des knappen
Gutes innerstadtischer ¢ffentlicher Freiraum durch die 90 € nicht abgedeckt sei. Man
gebe den &ffentlichen Raum fir die Parknutzung fur viel zu wenig Geld her und sub-
ventioniere damit das Auto aus offentlichen Mitteln. Er fiihrt weiter aus, dass fir die
E-Mobilitat in den vergangenen Jahren viel getan worden sei. Es fehle momentan
aber an der ziindenden Idee, wie E-Mobilitat weiter geférdert werden kénne. Die
Abstimmung sei ein falsches Signal. Der heutige Tag werde zu einem schwarzen Tag
fur den Klimaschutz in Schwabisch Gmdind.

Erster Biirgermeister Baron stellt die vorliegenden Anderungsantrage zur Abstim-
mung.

1. Anderungsantrag - Fraktion Biindnis 90/ Die Griinen

E-Fahrzeuge nach gesetzlicher Definition sollen auf Kurzzeitparkplatzen wei-
terhin kostenfrei im Rahmen der zuldssigen Hochstparkdauer parken darfen.
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Der Antrag wird mit 9 Ja-Stimmen, 38 Nein-Stimmen und O Enthaltungen
abgelehnt.

Anderungsantrag - Fraktion Biindnis 90/ Die Griinen

Die Gebuhr fur das Ausstellen eines Bewohnerparkausweises fir Einwohner
solle 120 € pro Jahr betragen.

Der Antrag wird mit 15 Ja-Stimmen, 32 Nein-Stimmen und 0 Enthaltungen

abgelehnt.

Anderungsantrag — CDU-Fraktion und Fraktion Freie Wahler Frauen

Die Gebuhr flr das Ausstellen eines Bewohnerparkausweises fur Einwohner
solle 90 € pro Jahr betragen.

Der Antrag wird mit 37 Ja-Stimmen, 5 Nein-Stimmen und 5 Enthaltungen
angenommen.

Der Anderungsantrag der Gemeinderatsgruppierung FDP/FW, die Gebuihr fiir
das Ausstellen eines Bewohnerparkausweises fir Einwohner fir 1 Jahr auf 60
€ und fur 2 Jahre auf 100 € festzulegen, ist somit hinfallig.

Anderungsantrag - Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

Es solle bei der GebUhr fir das Ausstellen eines Bewohnerparkausweises fur
Einwohner eine Staffelung nach Fahrzeuggewicht geben. Ab 2.000 kg solle
die Jahresgeblhr 135 € pro Jahr betragen.

Der Antrag wird mit 12 Ja-Stimmen, 33 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen

abgelehnt.

Anderungsantrag - Fraktion Die Linke

BUrgerinnen und Burger, die im Besitz einer Bonuscard sind, erhalten bei der
Jahresgebuhr fur einen Anwohnerparkausweis eine ErmaBigung von 50 Pro-
zent.

Der Antrag wird mit 14 Ja-Stimmen, 29 Nein-Stimmen und 4 Enthaltungen
abgelehnt.



21

Abstimmungsergebnis:

Mit 40 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen und 7 Enthaltungen fassen die Mitglieder nach-
stehenden

Beschluss:

Die in der Anlage beigeflgte , Satzung der Stadt Schwabisch Gmiind Uber die Fest-
setzung der Gebuhren fir das Parken (ParkgebUhrensatzung)” wird beschlossen.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt: 30
nachrichtlich an Amt:

zu 11 Stadtebaulicher Vertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 132 G
"Wohnen am Salvatorpark”, Gemarkung Schwabisch Gmiind
Vorlage: 227/2022

zu 11.1 Stadtebaulicher Vertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 132 G
"Wohnen am Salvatorpark”, Gemarkung Schwabisch Gmiind
Vorlage: 227/2022/1

Protokoll:

Stadtrat Blase/CDU bedankt sich fur die Erganzungen. Er finde es toll, wenn der In-
vestor mit dem KfW40-Standard noch mehr fir den Klimaschutz tue. Sollte das Er-
gebnis des Klimagutachtens positiv sein, werde das Bauvorhaben von seiner Fraktion
beflrwortet.

Stadtratin Bijok/Biindnis90/DieGrlinen erinnert daran, dass der Baukérper und dessen
Auswirkung als Klimabarriere, der energetische Standard und die Thematik PV-
Anlage die Kritikpunkte ihrer Fraktion seien. Die Formulierungen ,Anlehnung an
KfW40-Standard” und , PV-Anlage mit entsprechender Dimensionierung” seien zu
unkonkret. Die Fraktion habe sich ein klimaneutrales Bauvorhaben gewtnscht. Fur
die Entscheidungsfindung im weiteren Verfahren werde das Klimagutachten drin-
gend bendtigt. Ohne dieses Klimagutachten kénne eine Zustimmung heute nicht
erfolgen.

Stadtrat Fritz/Die Linke begriBt es, dass die Anregungen, besonders im Hinblick auf
811 Energetisches Konzept, aufgenommen wurden. Véllig unzufrieden sei man aber
mit dem Vorschlag der Verwaltung von der Regelung zum bezahlbaren Wohnraum
abzuweichen. Man habe viel ehrenamtliche Zeit in den Kompromissbeschluss inves-
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tiert. Nun solle eine Abweichung erfolgen. Das Ziel der Schaffung von bezahlbarem
Wohnraum riicke damit in weite Ferne. Dartber hinaus sei die Ausgleichszahlung
nicht zielfthrend. Bei der Berechnung der Ausgleichszahlung werde die ortstbliche
Vergleichsmiete herangezogen. Er fragt, warum man hier nicht die zu erwartende
Miete ansetze.

Herr Piazza/VGW antwortet, dass man sich an den Forderkulissen des Landeswohn-
raumfoérdergesetzes orientiert habe.

Stadtratin Dr. Schwarzkopf-Streit/FreieWahlerFrauen regt an, dass man darum kamp-
fen sollte, dass das Land Baden-Wdrttemberg bezahlbaren Wohnraum starker férde-
re.

Stadtrat Dombrowski/Die Birgerliste zeigt sich fassungslos dariber, dass Genehmi-
gungsverfahren verzégert werden, indem immer wieder neue Bedenken vorgescho-
ben wirden. Die BeschlUsse missen jetzt so schnell wie mdglich gefasst und verab-
schiedet werden, damit das Bauvorhaben umgesetzt werden kann.

Stadtrat Dr. Vatheuer/FDP/FW bemaéngelt, dass man ein fatales Bild gegentber Inves-
toren abgebe. Man sollte das Verhalten gegeniber Investoren Uberdenken und ver-
bessern.

Abstimmungsergebnis:

38 Ja-Stimmen, 9 Nein-Stimmen und 0 Enthaltungen fassen die Mitglieder nachste-
henden

Beschluss:

Dem Stadtebaulichen Vertrag als Grundlage fur den Satzungsbeschluss des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans Nr. 132 G ,,Wohnen am Salvatorpark” wird zuge-
stimmt und die Stadtverwaltung wird beauftragt den beiliegenden stadtebaulichen
Vertrag (Entwurf Stand 05.12.2022 mit den beiliegenden erganzten Anlagen) abzu-
schlieBen.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt: 60
nachrichtlich an Amt:

Bebauungsplan und 6rtliche Bauvorschriften Nr. 840 Cl "Hinteres lltisfeld -
Erweiterung”, Gemarkung Lindach

- Aufstellungsbeschluss

Vorlage: 218/2022

Protokoll:

Ohne Aussprache.



zu 13

zu 14
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Abstimmungsergebnis:

Einstimmig fassen die Mitglieder nachstehenden
Beschluss:

1. Fur den im Ubersichtsplan (Anlage 1) abgegrenzten Bereich ist ein Bebauungs-
plan mit 6rtlichen Bauvorschriften aufzustellen.

2. Esist eine frihzeitige Burger- und Behdrdenbeteiligung durchzufthren.
Auszug

zur weiteren Bearbeitung an Amt: 60
nachrichtlich an Amt:

Satzungsbeschluss liber ein besonderes Vorkaufsrecht gemaB § 25 Abs.1 Nr.
2 BauGB fiir den Bereich , Johannis-, Markt- und Miinsterplatz” (Vorkaufs-
rechtsatzung)

Vorlage: 223/2022

Protokoll:

Ohne Aussprache.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig fassen die Mitglieder nachstehenden

Beschluss:

Fir den im Ubersichtslageplan (Anlage 2) abgegrenzten Bereich wird eine Satzung
Uber ein besonderes Vorkaufsrecht gemaB Anlage 1 beschlossen.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt: 60
nachrichtlich an Amt:

Billigungsbeschluss fiir den Vorentwurf zum Flachennutzungsplan mit Land-
schaftsplan der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Schwabisch Gmiind -
Waldstetten mit Zieljahr 2035

- Einleitung der frithzeitigen Beteiligung

Vorlage: 224/2022

Protokoll:



zu 15

24

Stadtrat Blase/CDU sagt, dass die notwendigen Kompromisse so mitgetragen werden
kénnen.

Stadtrat Miller/Biindnis90/Die Griinen bedankt sich fir die Gesprachsbereitschaft. Es
werde in Sachen 6kologischer MaBnahmen allerdings mehr Initiative von der Verwal-
tung erwartet. Es gelte eine Satzung fir geschitzte Landschaftsbereiche zu erlassen.
Dies ware ein wichtiger Schritt fir die Zukunft. Dartber hinaus bemangelt er, dass es
immer noch kein Konzept fur ein CO2-neutrales Baugebiet gebe. Die Vorlage eines
solchen Konzepts werde fur das neue Jahr erwartet.

Stadtrat Schwab/SPD sieht den immensen Flachenverbrauch sehr kritisch. Die Um-
weltauswirkungen werden fir bedenklich eingestuft. Wenn man das Ziel der Kli-
maneutralitat bis 2035 ernst nehmen wolle, missen die Flachenausweisungen fir
Erneuerbare Energien noch gréBer werden. Das 2 % Ziel gentige hierbei nicht.

Stadtrat Prof. Dr. Benk/Die Linke betont, dass der Flachennutzungsplan die wichtigste
Klimagrundlage fur die kommenden Jahre sei. Der Flachenverbrauch gehe immer
weiter. Es handle sich immer noch um ein ,weiter so” und um kein Umdenken. Er
bemangelt, dass man keine Auskunft Gber die Ausgleichsflachen erhalten habe. Die
Hochrechnung des Flachenbedarfs sehe er kritisch.

Stadtratin Rauscher/Freie Wahler Frauen sagt, dass man sehr viel Mihe in die Erarbei-
tung des Flachennutzungsplans gesteckt habe und dieser nun auf den Weg gebracht
werden solle.

Stadtrat Dr. Vatheuer/FDP/FW findet es schade, dass die Kritiker der Beschlussvorlage
die wirtschaftlichen Zwange véllig ausblenden. Man bendtige im stadtischen Haus-
halt dringend Einnahmen, die vor allem durch die Gewerbesteuer und die Einkom-
menssteuer kommen.

Oberbirgermeister Arnold ruft dazu auf, ein Meinungsbild einzuholen.

Es ergibt sich folgendes Meinungsbild zum Beschlussantrag:
31 Ja-Stimmen, 14 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt: 60
nachrichtlich an Amt:

Annahme von Spenden, Schenkungen und ahnlichen Zuwendungen
Vorlage: 230/2022

Protokoll:

Ohne Aussprache.



zu 16

zu 17

zu 18

zu 18.1
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Abstimmungsergebnis:

Einstimmig fassen die Mitglieder nachstehenden
Beschluss:
Der Gemeinderat stimmt den in der Anlage zur Sitzungsvorlage genannten Spenden,

Schenkungen und dhnlichen Zuwendungen zu.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt: 20
nachrichtlich an Amt:

Bekanntgabe nichtoffentlich gefasster Beschliisse gemaB § 35 Abs. 1 GemO
Protokoll:
Herr Ott gibt bekannt, dass der Gemeinderat am 23.11.2022 beschlossen hat, dass

far die Entwicklung des , Nachhaltigen Technologieparks Aspen” das Optionsrecht
far den Ankauf der Flachen ausgetbt werde.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt:
nachrichtlich an Amt: 60

Bekanntgaben
Protokoll:

Es liegen keine Bekanntgaben vor.

Anfragen

Dankeswort
Protokoll:

Stadtrat Fritz/Die Linke spricht ein Dankeswort fir den Gemeinderat. Er hoffe auf den
Frieden im neuen Jahr 2023. Er bedankt sich fir die Entwicklung der Partnerschaft
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mit der ukrainischen Stadt Obroshyne. Durch diese Partnerschaft helfe man einer
Stadt in groBer Not. Ein besonderer Dank in dieser Sache gelte der Schwabisch
GmuUnder Feuerwehr fir das groBe Engagement sowie Frau Adam fir die gute Koor-
dination. Es gelte in Zeiten von Fachkraftemangel viele Herausforderungen durch die
Verwaltung und die Eigenbetriebe zu stemmen. Daher misse das Image der Verwal-
tung als guter Arbeitgeber nach auBen sichtbar gemacht werden. Es gelte hierfur die
notwendigen Schritte einzuleiten. Im Namen des Gemeinderats bedankt sich Herr
Fritz bei allen Beschaftigten der Verwaltung. Er dankt Frau Bihlmaier, Frau Lenner und
der stadtischen IT-Abteilung fur die gute Betreuung und Zusammenarbeit. Oberblr-
germeister Arnold, Erstem Birgermeister Baron und Birgermeister Mihm dankt er fur
deren Einsatz fur die Stadt Schwabisch GmUnd.

Auszug
zur weiteren Bearbeitung an Amt:
nachrichtlich an Amt: 10.1, EDV



Fur die Richtigkeit!

Den ......ccooe Den ......ccooee
OberbUrgermeister: Stadtrat:
Den ......ccooee

Stadtrat:

Schriftfuhrer:

27



	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_TEXT3
	Nummer
	Betreff
	Wortprotokoll
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß
	Zu

